
 

 

SYNOPSE 

zum Entwurf des Gemeinde-Dienstrechtsreformgesetzes 2023 

 

Neben dem Bürgerbegutachtungsverfahren wurden nachstehende Stellen zur 

Abgabe einer Stellungnahme im Rahmen des Begutachtungsverfahrens eingeladen: 

 

1. Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst , Ballhausplatz 2, 1010 Wien 
2. Volksanwaltschaft, Singerstraße 17, 1015 Wien 
3. Ämter der Landesregierungen 
4. Niederösterreichischer Gemeindebund, Ferstlergasse 4, 3100 St. Pölten 
5. Verband Sozialdemokratischer Gemeindevertreter in Niederösterreich , 

Europaplatz 5/ 1. Stock, 3100 St. Pölten 
6. Österreichischer Städtebund - Landesgruppe NÖ, Rathaus, 3100 St. Pölten 
7. Verband Freiheitlicher und Unabhängiger Gemeindevertreter Niederösterreichs , 

Purkersdorfer Straße 38, 3100 St. Pölten 
8. Wirtschaftskammer Niederösterreich, Wirtschaftskammer-Platz 1, 3100 St. Pölten 
9. Landes-Landwirtschaftskammer, Wiener Straße 64, 3100 St. Pölten 
10. Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ, AK-Platz 1, 3100 St. Pölten 
11. Rechtsanwaltskammer Niederösterreich, Andreas-Hofer Straße 6, 3100 St. Pölten 
12. Ärztekammer für Niederösterreich, Wipplingerstraße 2, 1010  Wien 
13. Österreichische Tierärztekammer, Hietzinger Kai 87, 1130 Wien 
14. Österreichische Hebammengremium, Landesgeschäftsstelle Niederösterreich, 

Landstraßer Hauptstraße 71/2, 1030 Wien 
15. Younion Niederösterreich, Karl-Waldbrunner-Platz 1/2, 1210 Wien 
16. Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten (FLGÖ) Landesgruppe 

Niederösterreich, z.H. Herrn Landesobmann Mag. Dr. Martin Mittermayer, 
Hauptstraße 37, 2344 Maria Enzersdorf 

17. ARGE Stadtamtsdirektoren, z.H. des Vorsitzenden Herrn StADir. Leopold Ott, 
Kirchenplatz 82, 3040 Neulengbach 

18. Bildungsdirektion für Niederösterreich, Rennbahnstrasse 29, 3109 St. Pölten 
19. Österreichische Datenschutzbehörde, Barichgasse 40-42, 1030 Wien 
20. Landespersonalvertretung 
21. Landesrechnungshof, Tor zum Landhaus, Wiener Straße 54, Stg. A, 3109 St. 

Pölten 
22. NÖ Gleichbehandlungskommission, Rennbahnstraße 29, Tor zum Landhaus 302, 

3109 St. Pölten 
23. NÖ Kinder- und Jugendanwaltschaft 
24. NÖ Monitoringausschuss, z.H. Frau Vorsitzende Ing.in Mag.a Claudia Grübler-

Camerloher, Rennbahnstraße 29, Stiege B, 3. Stock, Zi. 313, 3109 St. Pölten 
25. MKM Musik & Kunst Schulen Management Niederösterreich GmbH, Hypogasse 

1, 3100 St. Pölten 
26. NÖ Familienland GmbH, Landhausplatz 1, Haus 7, 3109 St. Pölten 
27. ARGE NÖ Bezirkshauptmannschaften, z.H. z.H. des Vorsitzenden 

Bezirkshauptmann Dr. Philipp Enzinger, Bahnstraße 2, 2340 Mödling 
28. Gemeindeverband zur Pensionsauszahlung an Gemeindebeamte 

(Gemeindepensionsverband), z.H. des Obmannes, Brunngasse 14, 3100 St. 
Pölten 

Landtag von Niederösterreich 
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29. Abteilung Landesamtsdirektion/Verfassungsdienst 
30. Abteilung Finanzen 
31. Abteilung Personalangelegenheiten A 
32. Abteilung Personalangelegenheiten B 
33. Abteilung Kunst und Kultur 
34. Abteilung Schulen 
35. Abteilung Kindergärten 
36. Datenschutzrat, Museumstraße 7, 1070 Wien 
 

Ferner wurde der Entwurf über eine Änderung des NÖ Gemeinde-

Vertragsbedienstetengesetzes 1976 dem Landtagsklub der Volkspartei 

Niederösterreich, dem FPÖ Niederösterreich Landtagsklub, dem Klub der 

Sozialdemokratischen Landtagsabgeordneten Niederösterreichs, und dem Grünen 

Klub im NÖ Landtag zur Kenntnis übermittelt. 

 

Vom Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, vom Bundesministerium für Soziales, 

Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, vom Bundesministerium für Justiz, von 

der Abteilung Landesamtsdirektion/Verfassungsdienst, von der Abteilung Finanzen, 

vom NÖ Gemeindebund, vom Verband sozialdemokratischer Gemeindevertreter in 

NÖ, vom Städtebund, Landesgruppe NÖ, von der Datenschutzbehörde, von der 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ, vom NÖ Monitoringausschuss, von der 

NÖ Gleichbehandlungskommission und von der Younion Niederösterreich, von der 

Gewerkschaft öffentlicher Dienst, vom Fachverband der leitenden 

Gemeindebediensteten Niederösterreichs, von der Stadtgemeinde Baden, von der 

Universität für Musik und darstellende Kunst in Wien, vom Österreichischen Musikrat, 

vom Österreichischen Berufsverband für Rhythmik, von der Bundes-

Interessenvertretung Musikschullehrende Österreich wurden Stellungnahmen zum 

beabsichtigten Gesetzesvorhaben abgegeben. 

 

Darüber hinaus sind im Zuge der Bürgerbegutachtung zahlreiche Stellungnahmen 

eingelangt, die in der folgenden Dokumentation aggregiert wiedergegeben werden, 

da diese im Wesentlichen idente Inhalte aufweisen und überdies keine 

ausdrücklichen Zustimmungen bezüglich Wiedergabe der Stellungnahme auf der 

Homepage des NÖ Landtages abgegeben wurden. 
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Die Stellungnahmen sind im Folgenden dargestellt: 

 

Im Allgemeinen: 

 

NÖ Gleichbehandlungskommission: 

 

 



- 4 - 

 

 

Anmerkung: 

Die allgemeine Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Aus Gründen der (organisatorischen und finanziellen) Plan- und Umsetzbarkeit 

dieses Gesetzesvorhabens in den Gemeinden und Gemeindeverbänden erscheint 

eine stichtagsmäßig begrenzte Optionsmöglichkeit (Neueintritte ab 1. Jänner 2022) 

unausweichlich. 
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NÖ Monitoringausschuss: 
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Anmerkung: 

Die allgemeine Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Aus Gründen der (organisatorischen und finanziellen) Plan- und Umsetzbarkeit 

dieses Gesetzesvorhabens in den Gemeinden und Gemeindeverbänden erscheint 

eine stichtagsmäßig begrenzte Optionsmöglichkeit (Neueintritte ab 1. Jänner 2022) 

unausweichlich. 

 

 



- 7 - 

 

Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten Niederösterreichs 
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Anmerkung: 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und teilweise berücksichtigt. 

 

 

Younion Niederösterreich: 

 

Anmerkung: 

Die Bemerkung wird zur Kenntnis genommen. 
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Durch den Fahrtkostenzuschuss sollen Aufwendungen der Anreise von Wohnort zum 

Dienstort teilweise abgegolten werden. Beim Fahrkostenzuschuss handelt es sich 

um ein Spezifikum des öffentlichen Dienstes, der in der Privatwirtschaft üblicherweise 

nicht gewährt wird. Da durch das Pendlerpauschale ohnehin bereits eine 

Steuerbegünstigung für derartige Aufwendungen vorgesehen ist, soll im  

NÖ Gemeinde-Bedienstetengesetz 2025 eine quasi doppelte Abgeltung vermieden 

werden. 

 

 

Younion Niederösterreich: 

 

Anmerkung: 

Musikschullehrkräften soll – im Einklang mit der Systematik dieses Rechtsinstituts – 

bei Vorliegen einer entsprechenden Ausbildung ein Verwendungsaufstieg gemäß  

§ 71 NÖ GBedG 2025 von der Verwendungsgruppe MK2 in die Verwendungsgruppe 

MK3 ermöglicht werden. Die Anregung wird daher teilweise berücksichtigt. 
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Zu den Erläuterungen: 

 

Abteilung Landesamtsdirektion/Verfassungsdienst: 
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Anmerkung: 

Die Anregungen werden berücksichtigt. 
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Abteilung Finanzen: 
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Anmerkung: 

Die Mehrkosten hinsichtlich des personellen Mehrbedarfs werden in den 

Erläuterungen entsprechend dargestellt. Die Anregung wird somit berücksichtigt. 

 

 

Im Besonderen: 

 

Abteilung Landesamtsdirektion-Verfassungsdienst 
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Anmerkung: 

Die Anregungen werden berücksichtigt. 
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Zu Art. 1 § 1 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ 

 

 

Younion Niederösterreich  

 

Anmerkung: 

Aus Gründen der (organisatorischen und finanziellen) Plan- und Umsetzbarkeit 

dieses Gesetzesvorhabens in den Gemeinden und Gemeindeverbänden erscheint 

eine stichtagsmäßig begrenzte Optionsmöglichkeit (Neueintritte ab 1. Jänner 2022) 

unausweichlich. 
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Zu Art. 1 § 2 NÖ GBedG 2025: 

Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 
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Anmerkung: 

Nach Prüfung der Bestimmung wurde festgestellt, dass eine derartige 

Auskunftseinholung von Bundesbehörden und anderer Länder nicht erforderlich 

scheint, da es sich ausschließlich um privatrechtliche Dienstverhältnisse handelt. Die 

Bestimmung des § 2 Abs. 2 wird unter diesem Gesichtspunkt geändert, sodass eine 

Mitwirkung von Bundesorganen im Sinne des Art. 97 Abs. 2 B-VG und damit ein 

Zustimmungserfordernis der Bundesregierung nicht mehr vorliegt. 

 

Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 
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Anmerkung: 

Nach Prüfung der Bestimmung wurde festgestellt, dass eine derartige 

Auskunftseinholung von Bundesbehörden nicht erforderlich scheint, da es sich 

ausschließlich um privatrechtliche Dienstverhältnisse handelt. Die Bestimmung des  

§ 2 Abs. 2 wird unter diesem Gesichtspunkt geändert. 

 

Bundesministerium für Justiz: 
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Anmerkung: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Die Bestimmung des § 2 wird 

überarbeitet. 
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Datenschutzbehörde: 
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Anmerkung: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Die Bestimmungen des § 2 werden 

überarbeitet. 
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Zu Art. 1 § 5 NÖ GBedG 2025: 

Younion Niederösterreich: 

 

 

Verband sozialdemokratischer Gemeindevertreter in NÖ (Gemeinde 

Seebenstein): 

 

Anmerkung: 

Im Gesetzestext wird klargestellt, dass ein Übergang auf das NÖ GBedG 2025 dann 

ausgeschlossen ist, wenn auf das jeweilige Dienstverhältnis die Bestimmungen des 

GVBG Anwendung finden. 

 

Zu Art. 1 § 12 Abs. 4 NÖ GBedG 2025: 

Österreichischer Städtebund, Landesgruppe NÖ (Stadt St. Pölten): 

 

Anmerkung: 

Die Anregung wird berücksichtigt. 
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Zu Art. 1 § 13 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Anmerkung: 

Eine Änderung erscheint nicht erforderlich, zumal auch im Bundesrecht (§ 4 Abs. 2  

Z 3 VBG 1948) bestimmt wird, dass der Dienstvertrag jedenfalls Bestimmungen 

darüber zu enthalten hat, ob und für welche Person der Vertragsbedienstetete zur 

Vertretung aufgenommen wird. Überdies hat der OGH dazu festgehalten, dass mit 

derartigen Regelungen der Gesetzgeber die Befristung von Verträgen für die Dauer 

eines Ersatzbedarfs ausdrücklich anerkennt und gleichzeitig die dafür maßgebenden 

Rahmenbedingungen und Voraussetzungen regelt. Unter diesen Umständen reicht 

es für die wirksame Befristung des Vertrags mit der Ersatzkraft aus, wenn der 

Vertrag Bestimmungen darüber enthält, für welche Person der Bedienstete als 

Ersatzkraft aufgenommen wird, weil damit die nötige Bestimmbarkeit der Befristung 

gegeben und die willkürliche Beeinflussung der Vertragsdauer durch den 

Dienstgeber ausgeschlossen ist (vgl. OGH 9 ObA 7/09h vom 26.08.2009). 

 

Younion Niederösterreich: 

 



- 25 - 

 

Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten Niederösterreichs: 

 

Stadtgemeinde Baden: 

 

Anmerkung: 

Dienstverhältnisse, die aufgrund einer sachlichen Rechtfertigung  

(z.B. Vertretungsdienstverhältnisse, Saisonarbeit) mehrmals befristet abgeschlossen 

werden, sind als zulässig anzusehen. Es besteht diesbezüglich kein 

Änderungsbedarf. 

Im Übrigen wird – im Hinblick auf eine mögliche Schlechterstellung der 

Musikschullehrkräfte zur bisherigen Rechtslage – vorgesehen, dass befristete 

Dienstverhältnisse nur einmalig um höchstens 12 Monate verlängert werden können.  

 

Die Anregung zur Frist betreffend Ausfolgung des Dienstvertrages und allfälliger 

Nachträge entspricht den Vorgaben der Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über transparente und vorhersehbare 

Arbeitsbedingungen in der Europäischen Union. Eine Änderung kann infolge der 

Umsetzungspflicht nicht vorgenommen werden. 
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Zu Art. 1 § 16 NÖ GBedG 2025: 

Österreichischer Städtebund, Landesgruppe NÖ (Stadt St. Pölten): 

 

Anmerkung: 

Die Anregung wird berücksichtigt. 

 

 

Zu Art. 1 § 17 NÖ GBedG 2025: 

Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten Niederösterreichs: 

 

Anmerkung: 

Die Unterfertigung der Verpflichtungserklärung soll bestehen bleiben, jedoch wird 

das Erfordernis, diese vor der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister zu 

unterfertigen, gestrichen. 

 

Zu Art. 1 § 18 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Anmerkung: 

Die Bemerkung wird zur Kenntnis genommen. 
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Zu Art. 1 § 20 NÖ GBedG 2025: 

Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten Niederösterreichs: 
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Anmerkung: 

Die Pflichten der Amtsleitung sind u.a. im § 20 Abs. 2 NÖ GBedG 2025 umschrieben 

und in Zusammenschau mit den Regelungen des § 42 NÖ GO 1973 zu sehen. Bei  

§ 20 Abs. 2 handelt es sich um eine den § 20 Abs. 1 NÖ GBedG 2025 ergänzende 

(arg.: außerdem) Spezialbestimmung für die Amtsleitung. Die Regelung des § 20 

Abs. 1 NÖ GBedG 2025 gilt daher nicht nur für „andere als leitende 

Gemeindebedienstete“. Die Übertragung von Aufgaben ist keine dienstrechtliche 

Regelung und ergibt sich daher aus dem Gemeindeorganisationsrecht. Kein 

Änderungs- oder Ergänzungsbedarf. 

  

Zu Art. 1 § 25 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

 

Zu Art. 1 § 27 NÖ GBedG 2025: 

Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten Niederösterreichs: 
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Anmerkung: 

Im Gesetzesentwurf sind auch Umstände aufgezählt, die einer Anordnung 

gleichzuhalten sind. Soweit diese Voraussetzungen zutreffen, sind Mehrleistungen 

innerhalb von drei Arbeitstagen nach der Meldung von der zur Anordnung befugten 

Person schriftlich zu bestätigen; daher kein Änderungsbedarf. 

 

Zu Art. 1 § 31 Abs. 1 NÖ GBedG 2025: 

Österreichischer Städtebund, Landesgruppe NÖ (Stadt St. Pölten): 

 

Anmerkung: 

Der Gesetzesentwurf wird unter Berücksichtigung der zitierten Entscheidung 

geändert. 

 

Zu Art. 1 § 34 Abs. 4 NÖ GBedG 2025: 

Younion Niederösterreich: 

 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Anmerkung: 

In den Erläuterungen wird ausdrücklich klargestellt, dass – wie schon im 

Gesetzeswortlaut entnehmbar – nur eine ungerechtfertigte Abwesenheit vom Dienst 

die vorgesehene Rechtsfolge auslöst und Tage an denen keine Dienstleistung zu 

erfolgen hat, demnach unberücksichtigt bleiben. 

Der Rechtsgang gegen eine derartige Beendigung des Dienstverhältnisses wird dem 

Bediensteten nicht verwehrt. Die Beendigung erfolgt aber nicht durch Entlassung, 

sondern durch vorzeitige Auflösung ex lege. 
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Die Abwesenheit vom Dienst an ununterbrochen 5 Arbeitstagen ist eine derart 

schwerwiegende Pflichtverletzung, dass eine zusätzlich Aufforderung zur 

Rechtfertigung durch den Dienstgeber als nicht erforderlich angesehen wird. Es 

besteht kein Änderungsbedarf. 

 

Zu Art. 1 § 34 Abs. 5 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

 

Anmerkung: 

Zu § 5 Abs. 2 GVBG, welcher nur eine Anordnung zu einer ärztlichen Untersuchung 

an einen im Krankenstand befindlichen Vertragsbediensteten vorsieht, hat das OLG 

Wien u.a. festgehalten: „Wollte man einen nicht in Krankenstand befindlichen und 

dienstbereiten Vertragsbediensteten verpflichten, sich einer amtsärztlichen 

Untersuchung zu unterziehen, müssten ganz erhebliche Umstände vorliegen, die 

massive Zweifel am Bestehen der Dienstfähigkeit wecken könnten, wie etwa 

psychisch extrem auffälliges Verhalten im Dienst“ (vgl. OLG Wien 7 Ra 16/15x vom 

02. Juni 2015). Die Bestimmung des § 34 Abs. 5 NÖ GBedG 2025 ist in diesem 

Sinne formuliert, weshalb kein Änderungsbedarf erkennbar ist. 
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Zu Art. 1 § 34 Abs. 6 NÖ GBedG 2025: 

Stadtgemeinde Baden: 

 

Anmerkung: 

Entspricht der Regelung des LBG. Die Einstellung der Bezüge wäre zu eng gefasst, 

da auch die Entgeltfortzahlung etc. betroffen sein kann. 

 

Zu Art. 1 § 35 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

 

Anmerkung: 

Es handelt sich bei den vorgesehenen Untersagungstatbeständen deshalb um eine 

Klarstellung, da die neu genannten Untersagungsgründe nach Abs. 2 Z 3 bis 5 

derzeit im Auffangtatbestand des § 6 Abs. 2 dritter Fall GVBG (Gefährdung sonstiger 

wesentlicher dienstlicher Interessen) enthalten sind. Die behauptete strengere 

Regelung ist nicht erkennbar. Es besteht daher kein Änderungsbedarf. 

 

Verband sozialdemokratischer Gemeindevertreter in NÖ (Gemeinde 

Seebenstein): 

 

Anmerkung: 

Bei zwei Dienstverhältnissen ist das zeitlich nachfolgende Dienstverhältnis als 

Nebenbeschäftigung im Verhältnis zum ersten Dienstverhältnis anzusehen. In einem 
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solchen Fall greifen die Untersagungsgründe des § 35 Abs. 2, wonach etwa eine 

Nebenbeschäftigung untersagt ist, die eine zusätzliche Belastung schafft, durch die 

eine Beeinträchtigung der vollen geistigen und körperlichen Leistungsfähigkeit im 

Dienst zu erwarten ist. 

Es ist letztlich in der Verantwortung der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer zu 

prüfen, ob die Wahrnehmung zweier Dienstverhältnisse den dienstlichen Interessen 

widerstreitet. 

Ein zusätzlicher Regelungsbedarf besteht nicht. 

 

 

Younion Niederösterreich: 

 

Anmerkung: 

Nach § 35 Abs. 6 können nur jene Nebenbeschäftigungen untersagt werden, die 

unzulässig sind. Die Unzulässigkeit kann aus verschiedenen gesetzlich genannten 

Gründen bestehen (Vermutung einer Befangenheit, Beeinträchtigung der geistigen 

und körperlichen Leistungsfähigkeit im Dienst, Gefährdung dienstlicher Interessen, 

etc.) und ist nicht an das Beschäftigungsausmaß geknüpft. 

Es liegt in den wesentlichen Interessen der Dienstgeberinnen und Dienstgeber, dass 

die Bediensteten die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung erbringen und ihre 

Dienstfähigkeit nicht schmälern. Eine Änderung ist daher nicht angezeigt. 
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Zu Art. 1 § 41 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

 

Österreichischer Städtebund, Landesgruppe NÖ (Stadt St. Pölten): 

 

Anmerkung: 

Ein Rechtsanspruch auf Telearbeit soll nicht vorgesehen werden. Die Forderung bei 

vereinbarter Telearbeit eine Verpflichtung des Dienstgebers zu statuieren, alle 

Aufwendungen während Telearbeit (Internet, Strom, Heizung etc) zu bezahlen bzw. 

zur Verfügung zu stellen, erscheint kontraproduktiv. 

 

Eine Änderung soll dahingehend erfolgen, dass Telearbeit auch unbefristet 

vereinbart werden kann. 

 

Zu Art. 1 § 45 Abs. 4 NÖ GBedG 2025: 

Österreichischer Städtebund, Landesgruppe NÖ (Stadt St. Pölten): 

 

Anmerkung: 

Der Entwurf wird dahingehend geändert, dass bei Dienstverhältnissen, die nicht 

länger als ein Monat dauern, für jeden Kalendertag des Dienstverhältnisses ein 

Dreihundertfünfundsechzigstel des jährlichen Urlaubsausmaßes gebühren soll. 
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Zu Art. 1 § 46 NÖ GBedG 2025: 

Stadtgemeinde Baden: 

 

Anmerkung: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen; eine Änderung soll jedoch nicht 

erfolgen. 

 

 

Zu Art. 1 § 47 NÖ GBedG 2025: 

Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten Niederösterreichs: 

 

 

Anmerkung: 

In den Erläuterungen wird klargestellt, dass es bei Vorliegen einer 

Dienstverhinderung (z.B. wichtige persönliche Gründe) keiner Gewährung eines 

Sonderurlaubes bedarf. Umgekehrt kann aber der Bürgermeister über Ansuchen 

einen Sonderurlaub gewähren, der über das Ausmaß der Dienstverhinderung 

hinausgeht (z.B. einen Tag Sonderurlaub, obwohl die Dienstverhinderung nur 4 

Stunden betragen hätte). 

 

Zu Art. 1 § 52 Abs. 7 NÖ GBedG 2025: 

Österreichischer Städtebund, Landesgruppe NÖ (Stadt St. Pölten): 

 

Anmerkung: 

Die Anregung wird berücksichtigt. 
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Zu Art. 1 § 53 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

 

Anmerkung: 

Nach der Bundesrechtslage (§ 14e AVRAG) ist ebenso der Entfall des Entgelts wie 

auch die einwöchige Meldefrist vorgesehen. Ein Änderungsbedarf wird nicht 

gesehen. 

 

Zu Art. 1 § 65 NÖ GBedG 2025: 

Younion Niederösterreich: 

 

Anmerkung: 

Im Rahmen von sozialpartnerschaftlichen Gesprächen nach Abschluss des 

Begutachtungsverfahrens sind diese übereingekommen, einen eigenen 

Verwendungszweig für den musik- und kunstpädagogischen Dienst zu schaffen. Die 

Anregung wird daher berücksichtigt. 
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Zu Art. 1 § 67 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Anmerkung: 

Durch den hohen Ermessensspielraum wird insbesondere die in Niederösterreich 

stark ausgeprägte Gemeindeautonomie betont. Die Beurteilung, ob und 

bejahendenfalls in welchem Ausmaß Berufserfahrung angerechnet wird, ist anhand 

sachlicher Gesichtspunkte unter gleichzeitigem Ausschluss von 

Gleichheitswidrigkeiten vorzunehmen. Ein Änderungsbedarf wird nicht gesehen. 

 

 

Younion Niederösterreich: 

 

Anmerkung: 

Durch den hohen Ermessensspielraum wird insbesondere die in Niederösterreich 

stark ausgeprägte Gemeindeautonomie betont. Die Beurteilung, ob und 

bejahendenfalls in welchem Ausmaß Berufserfahrung angerechnet wird, ist anhand 

sachlicher Gesichtspunkte unter gleichzeitigem Ausschluss von 

Gleichheitswidrigkeiten vorzunehmen. 

Eine zwingende Anrechnung von Vordienstzeiten im öffentlichen Dienst würde eine 

Ungleichbehandlung mit Vordienstzeiten aus der Privatwirtschaft schaffen. Diese 
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Ungleichbehandlung ist auf europarechtlicher Ebene als kritisch zu betrachten. 

(EuGH vom 5. Dezember 2013, Rs. C-514/12, EuGH vom 23. April 2020, Rs.  

C-710/18, EuGH vom 8. Mai 2019, Rs. C-24/17) Eine Änderung ist daher nicht 

angezeigt. 

 

 

Österreichischer Städtebund, Landesgruppe NÖ (Stadt St. Pölten): 

 

Anmerkung: 

Die Anrechnung einer besonderen Qualifikation erfordert, dass für die konkrete 

Verwendung eine zwingende Vorbildung definiert wird. Die Anrechnung eines 

Studiums an einer höheren Schule kann daher dann nicht vorgenommen werden, 

wenn als zwingende Vorbildung ein abgeschlossenes Studium vorgeschrieben ist. 

 

 

Zu Art. 1 § 68 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

 

Younion Niederösterreich: 

 

 

Anmerkung: 
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Die vorliegende Regelung ist Ergebnis der sozialpartnerschaftlichen Verhandlungen 

und in Verbindung mit den Entlohnungsschemen und der damit verbundenen 

Abflachung der Gehaltskurven unter weitestgehender Aufrechterhaltung der 

theoretischen Lebensverdienstsumme zu sehen, was der Intention der Resolution 

des NÖ Landtages vom 14. Dezember 2017 entspricht. Wird bei den 

Vorrückungszeiträumen eine Veränderung vorgenommen, liegt eine Störung dieser 

Gefügestruktur vor. Eine Änderung ist daher nicht angezeigt. 

 

Zu Art. 1 § 69 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Anmerkung: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Die Beiziehung der Personalvertretung 

ist entsprechend § 25 NÖ Gemeinde-Personalvertretungsgesetz nicht 

ausgeschlossen. Eine ausdrückliche und verpflichtetende Einbindung der 

Personalvertretung soll zur Vermeidung einer präjudiziellen Wirkung nicht 

vorgesehen werden. 

 

Younion Niederösterreich: 
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Anmerkung: 

Gegenständlich ist die Leistungsbeurteilung nach einer wahrgenommenen 

Pflichtverletzung oder einem wahrgenommenen Missstand in einem angemessenen 

Zeitraum nach erfolgter Ermahnung vorzunehmen. Die Leistungsbeurteilung ist damit 

in Kausalität mit der festgestellten Pflichtverletzung zu sehen. Selbst wenn der 

Missstand die mangelnde Qualität des Unterrichts darstellt, wird die 

Leistungsbeurteilung pädagogische und keine instrumentenspezifische Grundsätze 

zum Maßstab haben. Die Beurteilung der Fertigkeit am eigenem Instrument wird 

regelmäßig in die Leistungsbeurteilung nicht einfließen. Die Musikschulleitung ist 

zudem in organisatorischer und fachlicher Hinsicht den Musikschullehrkräften 

vorgesetzt und weisungsbefugt. Es besteht kein Änderungsbedarf. 

 

 

Zu Art. 1 § 70 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Anmerkung: 

Die Resolution des NÖ Landtag vom 14. Dezember 2017 beinhaltete als Vorgabe 

u.a. eine Veränderung des Gehaltssystems in Richtung einer funktionsorientierten 

Entlohnung mit höheren Einstiegsgehältern und die Abflachung der Gehaltskurven. 

Qualifizierungen durch praktische Erfahrung und fachspezifische Weiterbildung, 

speziell im Kinderbetreuungsbereich sollen verstärkt berücksichtigt werden. Im Sinne 

der Resolution des NÖ Landtages wird daher kein Änderungsbedarf erblickt. 

 

Younion Niederösterreich: 

 

Anmerkung: 
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Für den musik- und kunstpädagogischen Dienst soll ein eigener Verwendungszweig 

vorgesehen werden. Dadurch ergibt sich auch die Notwendigkeit neue 

Entlohnungsschemen zu schaffen. Dabei soll nunmehr der – im Vergleich zu allen 

anderen Entlohnungsschemen im GVBG – derzeit stark progressive Anstieg in den 

Entlohnungsschemen ms1 bis ms4 insofern bei der Abflachung der Gehaltskurve 

berücksicht werden, als im jeweiligen Schema eine auf die derzeit vorhanden 19 

Entlohnungsstufen andere Verteilung der Monatsentgelte erfolgt und ein 

proportionaler Anstieg erreicht wird. Mit anderen Worten die stark steigende 

Entlohnung ab der Entlohnungsstufe 10 soll gleichmäßig auf alle Entlohnungsstufen 

verteilt werden. Dieses umgerechnete Entlohnungsschema soll anschließend als 

Basis für die Abflachung der Gehaltskurve dienen. Die theoretische 

Lebensverdienstsumme soll dadurch weitestgehend unverändert bleiben. Eine 

Änderung wird daher vorgenommen. 
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Anmerkung: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Eine Änderung für einzelne 

Verwendungen im NÖ GBedG 2025 soll aber ebensowenig erfolgen, wie für einzelne 

Dienstzweige im bisherigen Besoldungsrecht. Den Gemeinden werden mit dem  

NÖ GBedG 2025 Instrumente in die Hand gegeben mit denen neben der 

Basisentlohnung individuelle Regelungen möglich sind. Im NÖ GBedG 2025 wurde 

die Entlohnung des Elementarpädagogischen Dienstes ebenso wie des Hilfsdienstes 

in Kinderbetreuungseinrichtungen entsprechend der Vorgabe des NÖ Landtages 

angehoben. 

 

 

Zu Art. 1 § 73 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

 

Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten Niederösterreichs: 

 

 

 

Anmerkung: 

Die Regelung über die Verwendungszulage entspricht der bisherigen Rechtslage. 

Die quantitative Mehrleistung wird z.B. durch eine Überstundenentschädigung 
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entsprechend abgegolten. Die Verwendungszulage stellt die Abgeltung der 

qualitativen Mehrleistung dar. Eine solche qualitative Mehrleistung ist üblicherweise 

nicht bereits bei einer Vertretungstätigkeit von wenigen Arbeitstagen zu erwarten. 

Daher kein Änderungsbedarf.  

Darüber hinaus ergibt sich der Vertretungsauftrag nicht zwingend durch Weisungen 

im konkreten Anlassfall, sondern kann sich auch aufgrund der Rolle  

(z.B. Stellvertretung) oder allenfalls abgeleitet aus einer Arbeitsplatzbeschreibung 

ergeben. Daher auch hier kein Änderungsbedarf. 

 

Zu Art. 1 § 81 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Anmerkung: 

Entspricht der bisherigen Rechtslage. Der Dienstgeber hat unter Rücksicht auf die 

dienstlichen Erfordernisse zu bestimmen, ob eine Vergütung in Form von 

Freizeitausgleich oder in Form der Zahlung von Überstunden erfolgt. 

 

Zu Art. 1 § 85 NÖ GBedG 2025: 

Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten Niederösterreichs: 
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Anmerkung: 

Der Ort, an dem sich Bedienstete, die zur Leistung des Bereitschaftsdienstes 

eingeteilt sind, aufzuhalten haben, wird vom Dienstgeber festgelegt. Beim 

Bereitschaftsdienst ist die Intensität des Eingriffs durch den Dienstgeber stärker als 

bei der Rufbereitschaft. Bereitschaftsdienst gilt daher nach der Judikatur des EuGH 

und in Folge nach den innerstaatlichen Regelungen als Dienstzeit. Dass die 

Zeiträume auch wie Dienstleistungen zu entlohnen sind, ist dabei jedoch nicht 

zwingend vorzusehen. 

Die derzeitige Regelung des Bereitschaftsdienstes und des Rufbereitschaftsdienstes 

soll beibehalten werden; daher kein Änderungsbedarf. 

 

Zu Art. 1 § 88 NÖ GBedG 2025: 

Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten Niederösterreichs: 

 

Anmerkung: 

Entspricht der derzeitigen Rechtslage. Letztlich soll der Dienstgeber im konkreten 

Einzelfall bestimmen können, ob Prozesskosten und Anwaltskosten ersetzt werden. 

Daher kein Änderungsbedarf. 
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Zu Art. 1 § 90 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Younion Niederösterreich: 

 

Anmerkung: 

Eine Leistungsbeurteilung hat nur infolge wahrgenommender Missstände oder 

Pflichtverletzungen zu erfolgen. Eine negative Leistungsbeurteilung stellt sogar einen 

Kündigungsgrund dar. Für den Fall, dass die Gemeinde keine Kündigung ausspricht 

und das Dienstverhältnis weiter aufrecht erhält, soll der Anspruch einer allfälligen 

Jubiläumsbelohnung nicht bestehen, Dies deckt sich auch mit der Judikatur des 

OGH, wonach der Dienstgeber eine solche Zuwendung verweigern darf, wenn ein 

Vertrauensverlust durch objektive Gründe gerechtfertigt ist, die den oder die 

Vertragsbediensteten einer Belohnung für treue Dienste unwürdig macht (vgl. OGH 

vom 27.11.2012, GZ. 8 ObA 67/12d). Daher kein Änderungsbedarf. 

 

Zu Art. 1 § 91 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Anmerkung: 

Die Gemeinde selbst kann im konkreten Einzelfall vorsehen, dass die ex-lege-

Beendigung bei langer Dienstverhinderung nicht eintritt. Diese Flexibilität der 

Gemeinde soll beibehalten werden, da andernfalls eine Beendigung des 
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Dienstverhältnisses bei nicht vorhandener Dienstfähigkeit ungebührlich erschwert 

wird. Keine Änderung erforderlich. 

 

Zu Art. 1 § 96 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

 

Anmerkung: 

In der Judikatur ist anerkannt, dass die Vertragsparteien auch eine 

Kündigungsmöglichkeit bei befristeten Dienstverhältnissen vereinbaren können. 

Dabei ist allgemein davon auszugehen, dass eine Kündigung während der Dauer 

befristeter Dienstverhältnisse nur bei langer Befristung zulässig ist, um die Vorteile 

der Bestandsfestigkeit infolge Befristung des Dienstverhältnisses nicht durch eine 

Kündigung zu gefährden. Die Vertragsparteien sollen nach der geplanten 

Neuregelung trotz Vorliegen eines befristeten Dienstvertrages daher eine 

Kündigungsmöglichkeit vereinbaren können, wobei hierfür eine Befristung auf 

zumindest ein Jahr erforderlich ist. Kein Änderungsbedarf. 

 

Im Allgemeinen besteht im Gemeindedienstrecht im Vergleich zur Privatwirtschaft ein 

relativ weitgehender Kündigungsschutz, da der Dienstgeber grundsätzlich nur bei 

Vorliegen eines hinreichenden Kündigungsgrundes die Kündigung aussprechen 

kann. Nach der vorgesehenen Regelung soll dieser Kündigungsschutz erst nach 

einer ununterbrochenen Dienstzeit von 3 Jahren eintreten. Vergleichbare 

Regelungen finden sich auch für Gemeindebedienstete in Vorarlberg (5 Jahre) und 

Wien (3 Jahre). Kein Änderungsbedarf. 
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Die Frist zur Anfechtung einer Kündigung entspricht der Regelung des LBG und 

schafft Rechtssicherheit. Kein Änderungsbedarf. 

 

Zu Art. 1 § 98 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Anmerkung: 

Die Frist zur Anfechtung einer Entlassung entspricht der Regelung des LBG und 

schafft Rechtssicherheit. Kein Änderungsbedarf. 

 

Zu Art. 1 § 100 NÖ GBedG 2025: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Anmerkung: 

Die Urlaubsersatzleistung auf Basis von 4 Wochen stellt die Ausnahme dar 

(Entlassung, vorzeitiger Austritt ohne wichtigen Grund); sonst entspricht die 

Urlaubsersatzleistung den Forderungen, daher kein Änderungsbedarf. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



- 47 - 

Zu Art. 1 § 108 Abs. 2 Z 2 und Abs. 3 NÖ GBedG 2025: 

Younion Niederösterreich: 

 

 

Anmerkung: 

Die auf ein Schuljahr bezogene Stundengarantie soll – auch vor dem Hintergrund, 

dass sich Musikschullehrkräfte in zahlreiche Eingaben im Rahmen der 

Bürgerbegutachtung sich dagegen ausgesprochen haben – nicht vorgesehen 

werden. Im Ergebnis kann der Dienstgeber bei Vorliegen eines Bedarfs das 

Beschäftigungsausmaß auch während des Schuljahres verändern. Eine Änderung 

wird daher vorgenommen. 

 

Wenn kein Vertretungsfall mehr vorhanden ist, kann das Vertretungsdienstverhältnis 

nicht weitergeführt werden. Entspricht im Übrigen der derzeitigen Rechtslage. Eine 

Änderung soll nicht vorgenommen werden. 

 

Zu Art. 1 § 109 NÖ GBedG 2025: 

Younion Niederösterreich: 
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Anmerkung: 

Es handelt sich lediglich um eine beispielhafte Aufzählung; selbst bei Entfall der 

Aufzählung wären diese Normen zu beachten (vgl. dazu auch § 8 Abs. 1 Z 10  

NÖ Musikschulgesetz 2000). Entspricht im Übrigen der derzeitigen Rechtlage. 

 

Zu Art. 1 § 110 NÖ GBedG 2025: 

Younion Niederösterreich: 

 

Anmerkung: 

Entspricht der derzeitigen Rechtslage (§ 46b Abs. 2 GVBG) und bedeutet nicht, dass 

eine Anwesenheit während der gesamten Unterrichtszeit vorliegen muss. Die 

Regelung soll lediglich betonen, dass die Musikschulleitung nicht regelmäßig 

außerhalb der Unterrichtszeit in der Schule anwesend sein darf. 

 

Für eine Regelung im NÖ GBedG 2025 betreffend Mitwirkungsrecht der 

Personalvertretung besteht vor dem Hintergrund des § 25 Abs. 2 lit. h NÖ Gemeinde-

Personalvertetungsgesetz kein Bedarf. 

 

Österreichischer Städtebund, Landesgruppe NÖ (Stadt St. Pölten): 

 

Anmerkung: 

Die Anregung wird berücksichtigt. 

 

Zu Art. 1 § 111 Abs.1 NÖ GBedG 2025: 

Younion Niederösterreich: 
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Anmerkung: 

Die Bewertung des Gruppenunterrichts soll insofern konkretisiert werden, als diese 

nur für Hauptfächer entsprechend dem NÖ Musikschulgesetz 2000 vorgesehen sein 

soll. Bei den Ergänzungsfächern hingegen soll eine höhere Bewertung nur erfolgen, 

wenn mindestens 9 Schülerinnen und Schülern unterrichtet werden. Eine Änderung 

wird vorgenommen. 

 

Zu Art. 1 § 111 Abs. 4 NÖ GBedG 2025: 

Younion Niederösterreich: 
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Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

 

Verband sozialdemokratischer Gemeindevertreter in NÖ (Gemeinde 

Seebenstein): 

 

Anmerkung: 

Infolge der Anregung und auch gleichlautender zahlreicher Stellungnahmen im 

Rahmen der Bürgerbegutachtung soll eine Jahresstunde als Dienstleistungseinheit 

zu 60 Minuten definiert werden, wobei eine Unterrichtseinheit eine mit 50 Minuten 

angesetzte Jahresstunde darstellt und damit Raum für eine allenfalls erforderliche 
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Organisationszeit ist, wenn diese pädagogisch sinnvoll ist. Diese Organisationszeit 

ist im Bedarfsfall jeweils im Stundenplan vorzusehen ist und darf ein Fünftel der 

tatsächlichen Unterrichtszeit nicht überschreiten. Die Organisationszeit soll damit 

nicht mehr verpflichtend sein, sondern individuell anhand der konkreten 

Gegebenheiten festgesetzt werden können und überdies nicht mehr als Vor- oder 

Nachbereitungszeit des Unterrichts definiert werden. Eine Änderung wird daher 

vorgenommen. 

 

 

Zu Art. 1 § 111 Abs. 5 NÖ GBedG 2025: 

Younion Niederösterreich: 

 

Anmerkung: 

Entspricht der bisherigen Rechtslage; kein Änderungsbedarf. 

 

 

Zu Art. 1 § 112 Abs. 3 Z 2 und Abs.5 NÖ GBedG 2025: 

Younion Niederösterreich: 

 

Anmerkung: 

Die Bestimmung, dass eine Unterrichtspraxis an einer öffentlichen Musikschule 

vorliegen muss, soll übernommen werden. 

 

Im § 112 Abs. 5 NÖ GBedG 2025 wird bestimmt, dass dem Hearing weitere 

Mitglieder mit beratender Stimme beigezogen werden können; daher kein 

Änderungsbedarf. 
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Zu Art. 1 § 114 NÖ GBedG 2025: 

Younion Niederösterreich: 

 

Anmerkung: 

Die Bestimmungen des LDG 1984 werden übernommen. 

 

Zu Art. 1 § 121 Abs. 4 NÖ GBedG 2025: 

Österreichischer Städtebund, Landesgruppe NÖ (Stadt St. Pölten): 

 

 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Anmerkung: 

Das Optionsrecht für Personen, die ab dem 1. Jänner 2022 aufgenommen wurden, 

soll nicht auf Bedienstete, deren Aufnahme vor diesem Zeitpunkt erfolgte, 

ausgeweitet werden. Jedoch soll das Optionsrecht derart umgestaltet werden, dass 

einerseits bereits ab 1. Juli 2024 ein Antrag gestellt werden kann und dabei der 

Übergang bereits mit 1. Jänner 2025 erfolgen kann. Eine Änderung wird daher 

vorgenommen. 
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Bei Bediensteten, die das Optionsrecht wahrnehmen soll die Berücksichtigung der 

Entgeltfortzahlungsbestimmungen im Rahmen der Überleitung ebenso erfolgen, wie 

die Frage einer möglichen ex-lege-Auflösung des Dienstverhältnisses infolge langer 

Dienstverhinderung. Eine Änderung wird daher vorgenommen. 

 

Zu Art. 1 Anlage 1 NÖ GBedG 2025: 

Younion Niederösterreich: 

 

Anmerkung: 

Im Rahmen von sozialpartnerschaftlichen Gesprächen nach Abschluss des 

Begutachtungsverfahrens sind diese übereingekommen, einen eigenen 

Verwendungszweig für den musik- und kunstpädagogischen Dienst zu schaffen. Die 

Anregung wird daher berücksichtigt. Die zwingenden Vorbildungen im Tätigkeitsprofil 

werden überarbeitet und neue Gehaltsschemen für diesen Verwendungszweig 

geschaffen, indem der ab der Entlohnungsstufe 10 in den Entlohnungsgruppen ms1 

bis ms4 vorgesehene progressive Anstieg soweit geglättet wird, dass von der ersten 

bis zur letzten Entlohnungsstufe sich ein proportionaler Anstieg ergibt. Durch die 

Anhebung der Anfangsbezüge und Abflachung der Gehaltskurve soll der 

theoretische Lebensverdienst damit erhalten bleiben. 
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Anmerkung: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Berufskraftfahrer (mit entsprechender 

Lehrausbildung) erfüllen ohnehin der zwingende Vorbildung für die 

Verwendungsgruppe T1 des Verwendungszweiges Technischer Dienst. 

 

Zu Art. 2 § 1 Abs. 1 GBDO: 

Younion Niederösterreich: 

 

 

 

Stadtgemeinde Baden: 
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Anmerkung: 

Um den besonderen Schutzbedürfnissen von Bediensteten in den 

Gemeindewachkörpern gerecht zu werden, soll die Aufnahme von Bediensteten in 

ein öffentlich-rechliches Dienstverhältnis im Bereich des Gemeindewachdienstes 

zulässig bleiben. 

 

 

Zu Art. 4 (GVBG - Allgemein): 

Younion Niederösterreich: 

 

Verband sozialdemokratischer Gemeindevertreter in NÖ (Gemeinde Leiben): 
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Anmerkung: 

Es soll für Bedienstete des Dienstzweiges Nr. 12 (Kindergartenhilfsdienst) 

vorgesehen werden, dass diese mit Wirkung vom 1. Jänner 2025 in die 

Leistungsverwendungsgruppe IV bzw. Leistungsentlohnungsgruppe 4 höherzureihen 

sind. 

 

Younion Niederösterreich: 

 

Anmerkung: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen, jedoch keine Änderung des 

Gesetzesentwurfes. 

 

Verband sozialdemokratischer Gemeindevertreter in NÖ (Gemeinde Leiben): 

 

Anmerkung: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen, jedoch soll das Alterssabbatical nur im 

NÖ GBedG 2025 vorgesehen werden. Daher keine Änderung. 

 

Verband sozialdemokratischer Gemeindevertreter in NÖ (Gemeinde Leiben): 
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Anmerkung: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen, jedoch soll die Jubiläumsbelohnung im 

sog. Altrecht nicht umgestaltet werden. Da im bestehenden Dienstrecht nicht nur 

Zeiten im aufrechten Dienstverhältnis zu betrachten sind (vgl. § 53 Abs. 4 GBDO), ist 

eine direkte Vergleichbarkeit der genannten Systeme nicht gegeben. Außerdem 

würde eine solche Wahlmöglichkeit die Bildung von Rückstellungen für 

Jubiläumsbelohnungen in den Gemeinden und Gemeindeverbänden erheblich 

erschweren bzw. die bestehende Rückstellungspolitik konterkarieren. 

 

 

Zu Art. 4 § 1 GVBG: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Verband sozialdemokratischer Gemeindevertreter in NÖ (Gemeinde Leiben): 

 

Anmerkung: 

Die Anregungen wird zur Kenntnis genommen. 

Aus Gründen der (organisatorischen und finanziellen) Plan- und Umsetzbarkeit 

dieses Gesetzesvorhabens in den Gemeinden und Gemeindeverbänden erscheint 

eine stichtagsmäßig begrenzte Optionsmöglichkeit (Neueintritte ab 1. Jänner 2022) 

unausweichlich. 

Anzumerken ist, dass es sich bei dem NÖ GBedG 2025 um ein neues Dienstrecht 

handelt, das für Bedienstete und ihre Rechte und Pflichten Änderungen mit sich 

bringt. Soweit dies schgerecht erscheint, werden Neuerungen des NÖ GBedG 2025 

in das bestehende übernommen. 
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Zu Art. 4 § 4a Abs. 1 und § 4d GVBG: 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ: 

 

Anmerkung: 

Die Bemerkung wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu Art. 4 § 4d GVBG: 

Verband sozialdemokratischer Gemeindevertreter in NÖ (Gemeinde 

Seebenstein): 
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Im Rahmen der Bürgerbegutachtung langten insgesamt 137 Stellungnahmen ein, die 

im wesentlichen idente Vorbringen zum Gesetzesvorhaben enthalten. Im Folgenden 

sollen stellvertretend dafür die Stellungnahmen des Studiendekanats für 

musikpädagogische Studien der Universität für Musik und darstellende Kunst in 

Wien, des Rektorats und des Senats der Universität für Musik und darstellende 

Kunst in Wien, der Bundes-Interessensvertretung Musikschullehrende Österreich, 

des Österreichischen Berufsverbandes für Rhythmik und des Österreichischen 

Musikrates wiedergegeben werden: 

 

Studiendekanat für musikpädagogische Studien der Universität für Musik und 

darstellende Kunst in Wien: 
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Rektorat und des Senat der Universität für Musik und darstellende Kunst in 

Wien: 
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Bundes-Interessensvertretung Musikschullehrende Österreich: 
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Österreichischer Berufsverband für Rhythmik: 
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Österreichischer Musikrat: 
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Zudem beinhalten eine Vielzahl der Stellungnahmen Kritik  

- an der Ruhepause von 30 Minuten bei mehr als sechstündiger 

Tagesdienstleistung,  

- an der Organisationszeit von 10 Minuten zwischen den Unterrichtseinheiten, 

- an der Frage der Auswirkungen nach einem Betriebsübergang, 

- am Entfall des Fahrtkostenzuschusses und 

- an der Stundengarantie für das jeweilige Schuljahr  

- an der zwingenden Vorbildung Musikschullehrer für die Einreihung in die 

Verwendungsgruppen und 

- an der für Musikschullehrkräfte vorgesehenen Entlohnung. 

 

Anmerkung: 

Da diese Bemerkungen auch in den Stellungnahmen verschiedener zur 

Begutachtung eingeladenen Institutionen enthalten sind und bereits vorstehend 

ausführlich dokumentiert wurden, erübrigt sich eine nähere Auseinandersetzung mit 

den Eingaben im Rahmen der Bürgerbegutachtung. Vielfach wurden diesbezüglich 

auch Abänderungen im Gesetzesentwurf vorgenommen (z.B. Entfall der 

Pausenregelung, schulautonome Organisationszeiten, Klarstellung beim 

Betriebsübergang, Entfall der Stundengarantie, eigener Verwendungszweig und 

damit neue Verwendungsgruppen). 

 


